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Ordnungs- und übertretungsrechtliche Sanktionen

Als Ordnungsstrafmaßnahmen, die in den einzelnen Rechts­
vorschriften für die Begehung von Ordnungswidrigkeiten 
nach dem Ordnungswidrigkeitsrecht der DDR vorgesehen 
werden können, nennt § 5 OWG den Verweis und die Ord­
nungsstrafe von 10 bis 500 M (bei schweren Ordnungswidrig­
keiten bis 1 000 M und bei Ordnungswidrigkeiten auf dem 
Gebiet des Geldverkehrs-, Steuer-, Abgaben-, Preis- und 
Sozialversicherungsrechts sowie des Umweltschutzes bis zu 
10 000 M). Weitere Ordnungsstrafmaßnahmen wie Erlaubnis­
entzug, Einziehung von Gegenständen, Ersatzvornahme oder 
gemeinnützige Freizeitarbeit nennt § 6 OWG. Der Vergleich 
dieser Maßnahmen mit den Maßnahmen der Verantwortlich­
keit wegen Übertretungen in der VR Polen läßt Übereinstim­
mendes und Unterschiedliches erkennen.

Das ÜGB sieht als Hauptstrafen vor:
— den Arrest von einer Woche bis zu 3 Monaten,
— die Freiheitsbeschränkung von einem Monat bis zu 

3 Monaten (mit Ausführung von unbezahlter und beauf­
sichtigter Arbeit zum Nutzen der Öffentlichkeit in Höhe 
von 20 bis 50 Stunden monatlich). Falls sich der Bestrafte 
der Strafverbüßung entzieht, wird die Strafe nach Art., 23 
ÜGB in eine Geldstrafe oder in Arrest umgewandelt,

— Geldstrafe in Höhe von 1 000 bis 50 000 Zloty,
— Verweis (nicht anwendbar bei Übertretungen mit rowdy­

haftem Charakter).
Außerdem sind nach dem ÜGB als Zusatzstrafen Tätig­

keitsverbote, Entzug von Erlaubnissen, Einziehung von 
Sachen und öffentliche Bekanntmachung des Urteils über die 
Übertretung möglich.

Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten und Übertretun­
gen, die eindeutig festgestellt wurden und bei denen der 
Grad der Schuld gering ist, können die ermächtigten Mitar­
beiter in der DDR und in der VR Polen an Ort und Stelle 
eine Verwarnung mit Ordnungsgeld aussprechen. In der VR 
Polen wird diese Maßnahme als Strafmandat (mandat kamy) 
bezeichnet. Die Strafmandate werden in der Höhe von 200 
bis 2 000 Zloty ausgesprochen.

Verfahren zur Behandlung von Ordnungswidrigkeiten 
und von Übertretungen

Das Ordnungsstrafverfahren hat wie das Verfahren zur 
Behandlung von Übertretungen das Ziel, die erforderlichen 
Voraussetzungen für die Entscheidung über die Rechtsver­
letzung zu schaffen, um damit den Rechtsverletzer zur künf­
tigen Einhaltung der Normen des sozialistischen Zusammen­
lebens zu veranlassen. Obwohl diese Zielstellung für beide 
Verfahrensarten gleich ist, gibt es Unterschiede in der recht­
lichen Ausgestaltung. Das Ordnungsstrafverfahren der DDR 
trägt verwaltungsrechtlichen Charakter und endet mit einer 
Einzelentscheidung.9 Das Verfahren nach der Übertretungs­
prozeßordnung (ÜPO) der VR Polen ist ein Verwaltungsver­
fahren mit strafprozessualen Elementen. -Vor Einleitung 
eines solchen Verfahrens können zur Behandlung von Über­
tretungen Überprüfungshandlungen durchgeführt werden. 
Ein solches Recht steht entsprechend Art. 19 ÜPO der Bürger­
miliz, den Organen der Staatlichen Handelsinspektion und 
des Schutzpersonals der staatlichen Wälder zu. Zu diesen 
Überprüfungshandlungen in Vorbereitung auf den Straf­
antrag gehören:
— Vorladung von Personen zum Zwecke der Aufnahme von 

Erklärungen, Aussagen, Gutachten (einschließlich Beschul­
digtenvernehmung) ;

— Übergabe oder Vorzeigen von Gegenständen oder Doku­
menten, die im Verfahren Beweiskraft haben können;

— Durchsuchung von Räumen, Sachen und Personen sowie 
Beschlagnahme und Einziehung von Gegenständen;

— Durchführung einer Blutalkoholuntersuchung auch mit 
zwangsweiser Vorführung bei Übertretungen im Ver­
kehrswesen.
Grundlage für die Einleitung eines Verfahrens ist nach 

Art. 20 ÜPO ein Strafantrag, der von einem örtlichen Anklä­
ger, von einer staatlichen oder gesellschaftlichen Organisa­
tion, von einem Geschädigten oder einer anderen Person 
schriftlich erstattet wurde. Der Strafantrag ist zur Einlei­
tung eines Verfahrens bei allen Arten von Verfahren (außer 
im Mandatsverfahren — vereinfachtes Verfahren) notwendig.

Strafanträge werden bei den Kollegien zu Übertretungen 
gestellt. Diese Kollegien sind gewählte Organe der Rechts­
pflege. Die Wahlen zu den Kollegien bereiten die örtlichen 
Organe der Staatsmacht und die Organe der PRON (ähnlich 
der Nationalen Front der DDR) vor. Die Kandidaten werden 
von Betrieben, Dorfversammlungen, gesellschaftlichen Orga­

nisationen und Parteien aufgestellt. Die Wahl für einen 
Zeitraum von vier Jahren wird durch die Volksräte in ge­
heimer Abstimmung vollzogen. Einem Kollegium gehören 
der Vorsitzende, ein oder zwei Stellvertreter und weitere 
Mitglieder an. Der Vorsitzende hat in der Regel einen Hoch­
schulabschluß (Rechtswissenschaft, staatliche Verwaltung 
oder eine technische Richtung).

Die Übertretungsverfahren werden von jeweils drei Mit­
gliedern des Kollegiums durchgeführt, die der Vorsitzende 
bestimmt.

Das OWG der DDR enthält zwei Verfahrensarten: das 
Ordnungsstrafverfahren und das vereinfachte Verfahren.9 10 
Nach der ÜPO sind hingegen vier Verfahrensarten vorge- 

. sehen: das gewöhnliche Verfahren, das Strafbefehlsverfah­
ren, das Mandatsverfahren und das beschleunigte Verfahren.

Das gewöhnliche und das beschleunigte Verfahren werden 
vor dem Kollegium in einer Verhandlung durchgeführt. Ver­
gleichbar hierzu ist die kollektive Beratung im Verantwor­
tungsbereich der örtlichen Räte nach §§ 29, 30 OWG. Das 
Mandatsverfahren entspricht dem vereinfachten Verfahren 
nach dem OWG. Das Strafbefehlsverfahren ist nur in den 
Fällen möglich, in denen Geldstrafen von 500 bis 7 500 Zloty 
angewendet werden, andere Maßnahmen also nicht'erforder­
lich sind. Dazu muß der Sachverhalt aufgeklärt sein und der 
Beschuldigte seine Handlung eingestanden haben. Ein Straf­
befehl ist nicht möglich, wenn nach der verletzten Rechts­
norm eine Zusatzstrafe, Wiedergutmachung oder Entschädi­
gung auszusprechen ist (Art. 64 ÜPO). Stellt der Strafantrag 
in der VR Polen die Grundlage für die Einleitung des Ver­
fahrens dar, leitet der Vorsitzende des Kollegiums zu Über­
tretungen den Vorgang zur Verhandlung an das für die 
Entscheidung zuständige Kollegium weiter, oder er erläßt 
einen Strafbefehl.

Die Verhandlung wird öffentlich und mündlich geführt. 
Erscheint der Beschuldigte nicht zur Verhandlung, wird die 
Verhandlung vertagt, wenn er nicht ordnungsgemäß geladen 
wurde, andernfalls wird die Verhandlung in Abwesenheit 
des Beschuldigten durchgeführt. Erachtet jedoch das Kolle­
gium auch im letzteren Fall seine Anwesenheit als notwen­
dig, wird der Beschuldigte zum erneut anberaumten Termin 
zwangsweise vorgeführt.

Das Kollegium erklärt dem Beschuldigten zunächst in der 
Verhandlung, welche Rechtsverletzung ihm vorgehalten wird. 
Ist der Beschuldigte geständig und wecken seine Aussagen 
keine Zweifel, dann brauchen keine weiteren Beweise ge­
führt zu werden. Anderenfalls muß jeder Beweisantrag be­
rücksichtigt werden, der der Aufklärung der Sache dient. Als 
Beweise werden in diesen Verfahren Zeugenaussagen, Gut­
achten, Erklärungen des Beschuldigten, Untersuchungen des 
Tatorts, von Sachen und Personen sowie Dokumente verwen­
det. Nach Abschluß des Beweisverfahrens erteilt der Vorsit­
zende nacheinander dem öffentlichen Ankläger, dem Geschä­
digten, dem Verteidiger und dem Beschuldigten das Wort. 
Abschließend entscheidet das Kollegium nach geheimer Be­
ratung mit einfacher Stimmenmehrheit.

Im Ordnungswidrigkeitsrecht der DDR ist gemäß §§ 33, 
34 OWG als Rechtsmittel die Beschwerde vorgesehen, die 
der betroffene Bürger innerhalb von zwei Wochen nach Emp­
fang oder Zustellung der Entscheidung gegen eine ausge­
sprochene Ordnungsstrafmaßnahme einlegen kann. Im pol­
nischen Übertretungsrecht gibt es nach Art. 77 bis 92 der 
ÜPO als Rechtsmittel die Berufung, die Forderung nach 
Übergabe der Sache an das Gericht und die Beschwerde. 
Diese Rechtsmittel sind innerhalb von 7 Tagen nach Verkün­
dung oder Zustellung des Urteils bei dem Kollegium einzu­
legen, das die Entscheidung getroffen hat. Der Vorsitzende 
des Kollegiums der 1. Instanz (Regionalebene) übergibt dieses 
Rechtsmittel zunächst mit der Akte dem Organ, das für die 
Verfolgung der Übertretung zuständig ist (Bürgermiliz, 
Staatliche Handelsinspektion oder das Schutzpersonal der 
staatlichen Wälder). Dieses Organ überprüft die Unterlagen 
auf ihre Vollständigkeit und Richtigkeit und übersendet sie 
dem zuständigen Kollegium der 2. Instanz (Wojewodschafts­
ebene), das über-das eingelegte Rechtsmittel endgültig ent­
scheidet. Der Vorsitzende des Kollegiums 1. Instanz kann 
jedoch dann das Rechtsmittel ablehnen, wenn es von einer 
unberechtigten Person oder nach Ablauf der Frist eingelegt 
wurde oder wenn das Rechtsmittel unzulässig ist. Die Rechts­
mittel können auch direkt bei den Kollegien der 2. Instanz 
oder in bestimmten Fällen bei den Gerichten eingelegt wer­
den.

9 Hiervon bleiben unberührt die Möglichkeiten einer kollektiven 
Beratung und Entscheidung nach §§ 29, 30 OWG.

10 Vgl. W. Surkau, „Rechtliche Anforderungen an die Durchführung 
des Ordnungsstrafverfahrens“, NJ 1983, Heft 11, S. 437.


